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USR III: JA

Nimmt man in Abstimmungsdis-
kussionen die Zahlenkeule in die
Hand, trägt dies wenig zur Auf-
klärung der Bevölkerung bei – viel-
mehr raucht vielen wegen des
Zahlenwirrwarrs der Kopf. Ein sol-
ches hat das Tagblatt mit einem
Artikel zur Unternehmenssteuer-
reform III verursacht. So behaup-
tet der Autor, dass die Gemeinden
bei einem JA zur Steuerreform die
Steuern erhöhen müssten. Diese
Behauptung untermauert er mit
Zahlenmaterial. Bei kritischer
Prüfung hätte dem Redaktor al-
lerdings auffallenmüssen, dass die
von der SP gelieferten Daten nicht
stimmen. Es wäre es wohl besser
gewesen, sich direkt an die Ge-
meinden zu wenden. Denn diese

unterstützen
die Reform.
Wollen sie
doch keine
Steuerein-
bussen hin-
nehmen. Mit
einem JA zur
Reformkommt
es gerade nicht
dazu und der
Werkplatz
Schweiz bleibt weiterhin attraktiv,
ja es lassen sich sogar noch Fir-
men ansiedeln. Dies schafft Ar-
beitsplätze und sichert Steuerein-
nahmen. Davon profitieren alle.
Deshalb lege ich am 12. Februar
ein JA in die Urne.

Dr. Roger Dornier

Für Unternehmen und Arbeitnehmer wichtig

Für den Stimmbürger ist es an-
spruchsvoll, bei der Vorlage zur
Unternehmensteuerreform III die
Übersicht zu behalten. Dabei geht
es um eine sehr wichtige Vorlage
zur Sicherung unserer Arbeitsplät-
ze, Die USR III schafft Privilegien
ab, weil das Ausland das verlangt.
Sie ist damit dringend erforderlich
und hilft, wettbewerbsfähig zu
bleiben.

Das aktuelle Steuersystem ist in-
ternational nicht mehr akzeptiert.
Damit müssen Bund und Kantone
ihre Steuersysteme für die Unter-
nehmungen anpassen. Neu verfü-
gen alle Unternehmen bei der Be-
steuerung über gleich lange Spies-
se. Die Steuerreform sichert da-
durch Steuereinnahmen in Milli-
ardenhöhe und viele tausende Ar-
beitsplätze auch in unserem Kan-
ton.
St. Gallen ist nach Basel-Stadt der
am stärksten industrialisierte Kan-
ton. Neben gut ausgebildeten Mit-
arbeitern für die Weiterentwick-
lung und die sorgfältige Herstel-
lung der Produkte, einer sicheren
und tragfähigen Energieversor-
gung und wenig Bürokratie sind
auch attraktive Steuern ein wich-

tiger Faktor, um gerade hier tätig
zu sein. Dem gilt es Sorge zu tra-
gen.
Die Unternehmen tragen einen
wesentlichen Teil aller Steuerein-

nahmen und sie sorgen auch da-
für, dass ihre Mitarbeiter Steuern
zahlen können. Einfach gesagt:
Geht es denUnternehmen gut, geht
es allen gut. Gerade in den letzten
15 Jahren ist der Steuerertrag der
juristischen Personen stark gestie-
gen – auch wenn immer wieder das
Gegenteil behauptet wird. Auch
dank dieser Steuerreinnahmen
konnten die Gemeinden 2015 kon-
solidiert einen Ertragsüberschuss
von 126 Millionen Franken ver-
buchen.

Der Wirtschaftsstandort Schweiz
und speziell die Ostschweiz sind
aufgrund der Frankenstärke seit
Monaten unter Druck. Wird die
Steuerreform am 12. Februar ab-
gelehnt, sind tausende Unterneh-
men davon betroffen und mit ih-
nen alle Zulieferer und Dienstleis-
ter. Auf dem Spiel stehen tausende
von Arbeitsplätzen und Steuerein-
nahmen in Milliardenhöhe.
Es geht also nicht um die Steuer-
vorteile einiger weniger, sondern
um den Wohlstand vieler. Das soll-
ten wir nicht aufs Spiel setzen. Wer
nicht mit dem Feuer spielen will,
sagt Ja zur Steuerreform.

Walter Locher

Dr. Walter Locher ist Rechtsanwalt, Ver-
waltungsratspräsident der DGS Druck-
gusssysteme AG St.Gallen und FDP-Kan-
tonsrat. z.V.g.

Motion der Stadtparlamentarier

Abstimmungsunterlagen nicht für alle
Die Zustellung von Abstim-
mungsunterlagen an alle 16-
bis 18-Jährigen sowie an alle
Ausländerinnen und Ausländer
in der Stadt verlangen in einer
Motion die Stadtparlamentarier
Etrit Hasler (SP) und Jeyaku-
mar Thurairajah (Grüne), damit
diese sich mit den aktuellen
kommunalpolitischen Themen
vertraut machen können.

Hoher Aufwand Doch der Stadtrat
beantragt dem Plenum, die Motion
nicht erheblich zu erklären, nament-
lich wegen der Kosten und dem öko-
logischen Aufwand.
Nach dem Stadtrat umfasst die Al-
tersgruppe der 16- bis 18-Jährigen
inSt.Gallen924Schweizerinnenund
Schweizer sowie 454 Ausländerin-
nen und Ausländer und die Zahl der
erwachsenen Ausländerinnen und
Ausländer 19‘987. Eswären also an
den vier jährlichen Abstimmungs-
terminen jeweils rund 21‘370 Per-
sonen zusätzlich zu bedienen. Es
würden einerseits Kosten für die
Dienstleistungen des Verwaltungs-
rechenzentrums (VRSG), anderer-
seits Portokosten anfallen. Es wäre
mit Kosten von rund 105‘000 Fran-
ken zu rechnen. Neben den Kosten
darf nachdemStadtrat auchder öko-
logische Aufwand nicht unbeachtet
gelassen werden. Die schweizeri-
schen Stimmberechtigten gehen im

Durchschnitt nur zu höchstens 50
Prozent an die Urne.Mindestens der
gleiche Anteil der mit den Abstim-
mungsbüchlein bedienten 16- bis
18-Jährigen und der erwachsenen
Ausländerinnen und Ausländer wür-
de die Couverts samt Inhalt wohl un-
gelesen mit dem Altpapier entsor-
gen, daswärenpro Jahr über40‘000
Briefsendungen. Weiter macht der
Stadtrat geltend, dass bei denmeis-
ten 16- bis 18-jährigen Schweize-
rinnen und Schweizer mindestens
ein Elternteil die Abstimmungsun-
terlagen ebenfalls erhält. Bei Inte-
resse kann die Jugendliche oder der
Jugendliche diese Unterlagen also
lesen, ohne selbst ein Exemplar zu
erhalten.
In politisch interessierten Familien
wird ohnehin über wichtige Abstim-
mungsvorlagen oder über anstehen-
deWahlendiskutiert.Eskommtauch
häufig vor, dass Lehrpersonen von
Real-, Sekundar- und Berufsschu-
len ganze Klassensätze der Abstim-
mungsunterlagen im Einwohneramt
anfordern, um sie für den Unter-
richt zu nutzen. Ferner werden auf
der Website der Stadt im Vorfeld von
Wahlen und Abstimmungen alle Vor-
lagenpubliziert.ZuguterLetztmacht
der Stadtrat auf das ebenfalls ab-
gelehnte Postulat «Einfach ver-
ständliche Abstimmungsinformatio-
nen für junge St.Gallerinnen und
St.Galler» aufmerksam. we
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Die Folgen der USRIII: Steuererhöhungen und Sparpakete in den Gemeinden

Bei Annahme der USRIII will der
Kanton St.Gallen die Gewinnsteu-
ern für Unternehmen von 3.75 auf
3% reduzieren, in einem nächsten
Schritt soll die Steuer sogar auf 2%
sinken. Die Senkung auf 3% allein
verursacht in den Städten und Ge-
meinden Ertragsausfälle von 26.3
Millionen Franken. Die grosse Fra-
ge ist: Wer soll das bezahlen? Die
Antwort ist einfach: Entweder gibt
es Steuererhöhungen bei den nor-
malen Leuten oder die Budgets in
den Gemeinden werden zusam-
mengestrichen.
In Gemeinden, die einen hohen
Anteil an Unternehmenssteuern
haben, würde eine Steuererhö-
hung entsprechend hoch ausfal-
len, um die Ausfälle bei den Un-
ternehmenssteuern zu kompen-
sieren. Ein paar Beispiele: Die Stadt
Rapperswil-Jona müsste die Steu-
ern der natürlichen Personen um

4.1% erhöhen. In Balgach wären es
satte 8.8%, in der Stadt St.Gallen
3.4%, in Buchs 3%, in Wil 2.4%.
Wenn der Kanton die Gewinnsteu-
er sogar auf 2% reduziert, wären die
Steuererhöhungen mehr als dop-
pelt so gross. Rapperswil-Jona
müsste die Ausfälle mit 9.7 Steu-
erprozenten kompensiert, Balgach
20.8%, St.Gallen 8%, Buchs 7.1%, in
Wil wären es 5.7%, das entspricht
über 3 Millionen Franken.
Dass eine Gemeinde ihre Steuer-
sätze um 10 oder gar 20% anheben
wird, ist schwer vorstellbar. Viele
Gemeinden werden darum Spar-
pakete schnürenmüssen.Manwird
bei den Verwaltungen und den
grossen Ausgabenposten anset-
zen, bei der Bildung sparen und
Beiträge für Kindertagesstätten zu-
sammenstreichen. Sparen wird
auch beim Kanton angesagt sein:
Wer den Aufgaben- und Finanz-

plan (AFP) 2018-20 der Regierung
aufmerksam liest, sieht, dass ab
2020 Defizite von über 77 Mio. Fr.
drohen. Das ist just der Zeitpunkt,
zu dem die Instrumente der USR
III ihre verheerende Wirkung auf
den Staatshaushalt entfalten wer-
den. Mit anderen Worten: Die USR
III wird den Kantonsrat entweder
zu einem vierten Sparpaket zwin-
gen. Oder aber dem Mittelstand
drohen höhere Steuern – während
sich die Unternehmen von derMit-
finanzierung des Staates verab-
schieden. Schon heute beträgt ihr
Anteil andenSteuereinnahmender
Gemeinden weniger als 10%. Mit
der USRIII werden die Gewinn-
steuern weiter einbrechen. Sie und
ich, wir werden das bezahlen müs-
sen. Das ist inakzeptabel.

Dario Sulzer, Stadtrat Wil,
SP-Kantonsrat

Wir brauchen den NAF

Eine bedarfsgerechte Verkehrsinf-
rastruktur ist Voraussetzung für ei-
ne leistungsfähige Wirtschaft und
Gesellschaft. Die Schiene verfügt
bereits über einen unbefristeten
Fonds zur Finanzierung der Inf-
rastruktur. Der Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds
(NAF) soll nun die Strasse und
Schiene in der Verfassung gleich-
stellen. Unser Nationalstrassen-
netz stösst an seine Grenzen. Wäh-
rend fast 23'000 Stunden standen
wir 2015 im Stau. Hauptgrund da-
für ist die Überlastung des Stras-
sennetzes. Diese Behinderungen
bedeuteten nicht nur für das
Transportgewerbe eine massive
Belastung, auch Handwerker, Aus-
sendienstmitarbeiter und Pendler
leiden unter dieser Situation. Der
neue Strassenfonds NAF schafft
Abhilfe. Er stellt sicher, dass in Zu-
kunft genügend Geld in Betrieb,
Unterhalt und Ausbau der Natio-

nalstrassen investiert werden kann.
Von der Beseitigung der Engpässe
profitieren alle. Die Umwelt wird
entlastet. Weniger Zeit und Res-
sourcen werden verschwendet. Mit
dem NAF fahren aber auch Land-
regionen und Berggebiete gut. Ver-
kehrsgeplagte Dörfer und Klein-
städte entlang von wichtigen Rou-
ten profitieren zum Beispiel von
Umfahrungen. Der hohen Bedeu-
tung der Strasse für die Randregi-
onen wird Rechnung getragen. So
wird der NAF finanziert: Zum ei-
nen wird der Benzinpreiszuschlag
von 30 auf 34 Rappen erhöht. Da-
zu kommendie Einnahmen aus der
Autobahnvignette und der Import-
steuer auf Autos sowie 10% der Ein-
nahmen aus der Mineralölsteuer –
alles Gelder, die direkt vom Auto-
fahrer berappt werden. Von einem
«Raubzug auf dieBundeskasse»wie
die Gegner es behaupten, kann al-
so keine Rede sein. Teil des NAF

ist auch der so genannte Netzbe-
schluss (NEB). Mit diesem können
in der Schweiz gegen 400 Kilome-
ter Hauptstrassen dem Bund über-
tragen werden. Dies entlastet die
Kantone. Im Kanton St.Gallen wür-
den drei Kantonsstrassenab-
schnitte profitieren. Die Stärke des
NEB liegt aber vor allem darin, dass
er auch wichtige Verkehrsprojekte
und deren Unterhalt langfristig si-
cherstellt.DamitwerdenStädteund
Gemeinden entlastet. Profitieren
würden alle Verkehrsarten, vom
motorisierten Individualverkehr
über den Langsamverkehr bis zum
öffentlichen Verkehr. Der NAFwird
von einer starken, gesamtschwei-
zerischen und überparteilichen
Koalition getragen. Nebst fast al-
len Parteien, sagen auch Kantone,
Berggebiete, Städte und Gemein-
den sowie zahlreiche Verbände JA
zum NAF. Bruno Fässler,

TCS St.Gallen-Appenzell

14 Donnerstag, 2. Februar 2017

Thomas Scheitlin
Stadtpräsident St. Gallen
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«Rasche Verbindungen
in der Agglomeration
ermöglichen.»

Am 12. Februar
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So fährt die Schweiz gut.
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«Damit KMU
wieder vorwärts-
kommen.»

Andreas Hartmann
Kantonsrat,
Präsident des
Kantonalen
Gewerbeverbandes
St.Gallen (KGV)

So fährt die Schweiz gut.


